Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1034 


Sachgebiet 91 


Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Stücklen, Strauß, Höcherl, 
Lemmrich, Wagner (Günzburg), Dr. Pohle, 
Dr. Riedl (München) und Genossen 


betr. 2. Ausbauplan für die Bundesfernstraßen und 
1. Fünf jahresplan 1971 bis 1975 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wie hoch beläuft sich der Investitionsbedarf einschließlich 
Grunderwerb nach heutigem Preisstand für die im 
„Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen" aufgeführten 
Strecken der 1. Dringlichkeitsstufe und der Strecken, die 
als „im Bau" befindlich bezeichnet werden, sowie der 
Strecken der 2. und 3. Dringlichkeitsstufe? 

2. a) Welche Mittel stehen von 1971 bis 1985 aus dem für den 

Straßenbau zweckgebundenen Anteil aus der Mineral- 
ölsteuer für Investitionen ohne Autobahndeckenemeue- 
rung zur Verfügung? 

b) Welche Mittel stehen im 1, Fünf jahresplan 1971 aus 
dem zweckgebundenen Anteil der Mineralölsteuer für 
Investitionen ohne Autobahndeckenerneuerung zur 
Verfügung? 

c) Welche Kreditmittel sind für den 1. Fünf jahresplan 
vorgesehen und Kredite in welcher Höhe müssen in 
diesem Zeitraum getilgt werden? 

3. Trifft es zu, daß im 1. Fünf jahresplan 1971 bis 1975 für den 
Ausbau der Bundesstraßen in Bayern nur 861 Millionen DM 
vorgesehen sind? 

Wenn nein, wie hoch ist dieser Betrag? 

4. Sind in den 861 Millionen DM für Bundesstraßen die für 
die Olympiamaßnahmen noch erforderlichen 280 Millionen 
DM enthalten? 

5. Trifft es zu, daß durch die Olympiade bedingten Bundes- 
fernstraßenmaßnahmen im Raume München nicht nur das 
„Ist", sondern auch das „Soll" im 3. Vierjahresplan um 
bisher 145 Millionen DM angehoben werden mußte? 
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6. Trifft es zu, daß in Bayern gegenüber dem 3. Vierjahres- 
plan 1967 bis 1970, wo für Bundesstraßeninvestitionen 981 
Millionen DM zur Verfügung standen, dies gegenüber dem 
Soll der Jahre 1971 bis 1975 eine Minderung um 30% be- 
zogen auf den mittleren Jahresbetrag darstellt? 

7. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß Bayern als 
Randgebiet der EWG, als Land mit den längsten Zufahrts- 
wegen und damit den höchsten Transportkosten zu den 
Seehäfen und Rohstoffquellen und als wesentliches Durch- 
fahrtsgebiet für Urlauber nach dem Süden ganz besonders 
auf schnelle und leistungsfähige Fernstraßen angewiesen 
ist und wie könnte dies bei der Bundesfernstraßenfinan- 
zierung und bei der Fortschreibung berücksichtigt werden? 

8. Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
Bayern als größtes Flächenland der Bundesrepublik 
Deutschland trotz Aufstufungen von Staatsstraßen zu Bun- 
desstraßen ein wesentlich weitmaschigeres Bundesfem- 
straßennetz aufweist als andere Bundesländer und daß 
durch zu geringe Bundesfernstraßenmittel das Gebot der 
gleichmäßigen Entwicklung des gesamten Bundesgebietes 
nicht erfüllt wird? Dabei kommt hinzu, daß Staatsstraßen 
und Kommunalstraßen, wie z, B. im Großraum München, 
den Fernverkehr aufnehmen müssen. 

9. Würde bei der 1. Dringlichkeitsstufe für den zweiten Aus- 
bauplan eine weitere Dringlichkeitsdifferenzierung vorge- 
nommen und wenn ja, welche? 

10. Trifft es zu, daß für eine kontinuierliche Fortführung des 
Bundesstraßenbaues in Bayern ein zusätzlicher Betrag von 
ca. 550 Millionen DM über die 861 Millionen DM hinaus 
erforderlich ist? 

Wenn nein, wie hoch müßte dieser Betrag — immer unter 
Einschluß der Olympiademaßnahmen — sein? 

11. Nach welchen detaillierten Grundsätzen würden die Mittel 
für den 1. Fünf jahresplan auf die Bundesländer verteilt, 
nachdem es sich um Fortführungs- und Maßnahmen der 
1. Dringlichkeit handelt? 

12. Ist die Bundesregierung in der Lage, bis zum 1. September 
1970 in einem Bericht den Deutschen Bundestag über die 
maßgebenden Fakten, die den Ermittlungen des „Bedarfs- 
planes für die Bundesfernstraßen" zugrunde gelegt wurden, 
zu unterrichten? 

Wenn nicht, bis zu welchem anderen Zeitpunkt ist dies 
möglich? 

13. Wie groß sind die Anteile der einzelnen Bundesländer an 
den Investitionsmitteln für Neubauten für Bundesauto- 
bahnen und an den Investitionsmitteln für Bundesstraßen 
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im 1. Fünf jahresplan (1971 bis 1975) und im 3. Vierjahres- 
plan (1967 bis 1970)? 

14. Wie groß ist der Anteil Bayerns am Bundesfernstraßennetz, 
am Kraftfahrzeugbestand, an der Fahrleistung der Kraft- 
fahrzeuge, an der Fläche und der Bevölkeung der Bundes- 
republik Deutschland? 


Bonn, den 10, Juli 1970 
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